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Beschluß 


In der Wahlprüfungssache — Az. 23/56 — des Kaufmanns Hugo 
Büttner, LudwIgshafen-Maudach, und weiterer 9 Stimmberechtigter 
— Verfahrensbevollmächtigter Rechtsanwalt Biffar, Grünstadt 
(Pfalz) — , 

betr. Einspruch gegen die Feststellung der Gültigkeit des im Regie- 
rungsbezirk Pfalz des Landes Rheinland-Pfalz durchgeführten 
Volksbegehrens in der Zeit vom 9. bis 22, April 1956 „Angliede- 
rung des Regierungsbezirks Pfalz an das Land Bayern‘‘ 

hat der Deutsche Bundestag in seiner . . . Sitzung am . . . beschlossen: 
Der Einspruch wird zurückgewiesen. 

Tatbestand 

Auf Grund des Gesetzes über Volksbegehren und Volksenrsdieid 
bei Neugliederung des Bundesgebietes nach Artikel 29 Abs. 2 bis 6 
des Grundgesetzes vom 23. Dezember 1955 (Bundesgesetzbl. I 
S. 835) wurden im Regierungsbezirk Pfalz des Landes Rheinland- 
Pfalz zwei Volksbegehren durchgeführt. Das eine Volksbegehren 
hatte die Angliederung des Regierungsbezirks Pfalz an das Land 
Bayern zum Gegenstand, während das zv.^eite Volksbegehren auf 
die Angliederung dieses Regierungsbezirks an das Land Baden- 
Württemberg hinzielte. Der Antrag auf Zulassung des erstgenann- 
ten Volksbegehrens war von dem Bund „Bayern und Pfalz“ gestellt 
worden. 7,6 v. H. = 58 144 Eintragungsberechtigte zeichneten 

sich in die Eintragungslisten dieses Volksbegehrens ein. Dies wurde 
durch Bekanntmachung des Bundesministers des Innern vom 
18. Juli 1956 (Bundesanzeiger Nr. 141 vom 24. Juli 1956) fest- 
gestellt. Gegen die Gültigkeit dieser Feststellung wenden sich die 
Einspruchsführer mit dem Einspruch vom 15. August 1956, der von 
Kaufmann Hugo Büttner, Ludv/igshafen-Maudach, und weiteren 
9 Stimmberechtigten — Verfahrensbevollmächtigter Rechtsanwalt 
Biffar, Grünstadt (Pfalz) — unterschrieben und fristgerecht beim 
Deutschen Bundestag am 23. August 1956 eingegangen ist. Zur 
Begründung ihres Einspruchs tragen sie folgendes vor: 

Die Eintragungsberechtigten seien in der Ausübung eines verfas- 
sungsmäßigen Rechtes, sich in die Eintragungslisten einzuzeichnen, 
in unzulässiger Weise behindert gewesen. Diese Behinderung sei in 
erster Linie darin zu erblicken, daß die Regierung des Landes 
Rheinland-Pfalz, welche an dem Ergebnis des Volksbegehrens ein 
unmittelbares Interesse habe, mit der Durchführung des Gesetzes 
beauftragt war, ohne daß eine ausreichende Kontrolle durch Ver- 
treter der Antragsteller vorgesehen gewesen sei. riierdurch sei das 
Prinzip der Rechtsstaatlicfikeit, weldies den Rang einer Verfas- 
sungsnorm besitze, verletzt worden. Vielen Eintragungsberechtigten 
sei es als unzumutbar erschienen, sich die mögliche Gegnerschaft der 
Landesregierung dadurch zuzuziehen, daß sie sich unter Angabe der 
Personalien in die der Landesregierung zugänglichen Eintragungs- 
listen einzeichneten. Dies habe viele Eintragungsberechtigte bewo- 
gen, dem Volksbegehren fernzubleiben. Der rlinweis, die Gestal- 
tung des Volksbegehrens in der Weimarer Republik sei für den 
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Gesetzgeber Vorbild gewesen, übersehe, daß der Gesetzgeber die 
Anforderungen des Prinzips der Rechtsstaatlichkeit bei der Gestal- 
tung des Volksbegehrens nach Artikel 29 nicht beachtet habe. 

Eine Behinderung der Eintragungswilligen müsse auch darin er- 
blickt werden, daß die Landesregierung des Landes Rheinland- 
Pfalz durch verschiedene Erlasse eine unzulässige Beeinflussung der 
Wahlberechtigten vorgenommen habe. So sei an die Beamten der 
Gendarmerie im Regierungsbezirk Pfalz eine Weisung ergangen, 
sidi nicht in die Eintragungslisten einzuzeichnen. Weiterhin habe 
der Kultusminister des Landes Rheinland-Pfalz folgenden Erlaß 
vom 16. April 1956 an die ihm unterstellten Schuldienststellen ge- 
richtet: 

„Aus begründetem Anlaß ordne idi folgendes an: 

1. Jede Propaganda für oder gegen die zur Zeit laufenden Volks- 
begehren zur Neugliederung des Bundesgebietes ist in den 
Schulen verboten. 

2. Es ist untersagt, daß Vorgesetzte bzw. Schulleiter in dienst- 
licher Eigenschaft oder in der Schule auf Lehrer und sonstige 
Bedienstete einzuwirken versuchen, sich für oder gegen die 
Volksbegehren zu entscheiden. 

3. Das Recht zur freien Entscheidung gemäß Artikel 22 GG 
bleibt unberührt.“ 

Dieser Erlaß sei erst in der zweiten Hälfte der vom 9. August bis 
zum 22. August 1956 laufenden Eintragungsfrist ergangen. Er 
könne deshalb nur die Bedeutung haben, einen Erlaß der Rhein- 
land-Pfälzischen Landesregierung vom 18. Oktober 1949 in die Er- 
innerung der Bediensteten des Landes Rheinland-Pfalz zu bringen. 
Durch diesen Erlaß war den Beamten des Landes Rheinland-Pfalz 
untersagt worden, sich an Veranstaltungen von Vereinigungen zu 
beteiligen, die die Herauslösung von Landesteilen aus dem Lande 
Rheinland-Pfalz erstreben. Die Einspruchsführer behaupten, dieser 
Erlaß sei auch allen Beamten bekannt gewesen, so daß sich die 
Beamten in der freien Willensäußerung zu Gunsten des Volksbe- 
gehrens behindert fühlen mußten. Im übrigen machen die Ein- 
spruchsführer geltend, die Verletzung einer Verfassungsnorm, 
nämlidi des Artikels 29 Abs. 2 GG, liege schon darin, daß sich die 
Eintragungsberechtigten in die Listen für beide Volksbegehren 
einzeichnen konnten. Diese Möglichkeit, von der 24 993 Eintra- 
gungsberechtigte Gebrauch gemacht haben, ziele nicht auf eine „be- 
stimmte Änderung“ im Sinne des Artikels 29 hin. 

Die Einspruchsführer behaupten weiterhin, daß in zahlreichen Fäl- 
len das Gesetz zur Durchführung des Artikels 29 GG in einer 
Weise durchgeführt worden sei, die praktisch zu einer Behinderung 
des Eintragungswillens der Eintragungsberechtigten geführt habe. 
So sei in Kaiserslautern, Ludwigshafen und Frankenthal die Durch- 
führung des Volksbegehrens nicht in ortsüblicher Weise bekannt- 
gemacht worden. In diesen Städten seien auch nur in unzureichen- 
dem Maße Eintragungslokale zur Verfügung gestellt gewesen. Dies 
habe dazu geführt, daß beispielweise in Kaiserslautern wegen des 
starken Andrangs in einem Einttagungslokal am letzten Einzeich- 
nungstag etwa 20 bis 30 Eintragungsberechtigte das Lokal verlassen 
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liaben, ohne sich in die Listen einzutragen. Auch habe man in Kai- 
serslautern von den Eintragungswilligen die Vorlage des Personal- 
ausweises verlangt. Personen, die den Personalausweis nicht vor- 
legen konnten, hätten ihr Recht auf Teilnahme am Volksbegehren 
nicht ausüben können. übrigen seien in einigen Gemeinden des 
Regierungsbezirks Pfalz, die in der Einspruchsschrift näher bezeich- 
net worden sind, die Eintragungslokale nicht ordnungsgemäß und 
für jedermann erkennbar gekennzeichnet worden. Auch seien die 
Eintragungsfrist unzureichend und die Festsetzung der Eintragungs- 
stunden am letzten Tage wegen des Überschneidens mit den Gottes- 
dienstzeiten für viele Berechtigte unzumutbar gewesen. 

Eine unzulässige Behinderung der freien Entscheidung der Eintra- 
gungsberechtigten liege auch darin, daß in Ludwigshafen ein 
namentlich nicht bekanntes Mitglied der Gemeindeverwaltung drei 
Ordensschwestern nach der Eintragung hierüber Vorhaltungen ge- 
macht habe. Gleiches gelte von dem Verhalten der Gemeinde- 
beamten in einem Eintragungslokal in Ludwigshafen. Dort seien 
die Eintragungslisten des Volksbegehrens des Vereins Kurpfalz 
(Begehren auf Anschluß an Baden-Württemberg) an bevorzugter 
Stelle gelagert und bevorzugt den Eintragungsberechtigten ange- 
boten worden. Die Einspruchsführer haben hierzu eine Erklärung 
des Herrn Josef Grassel aus Ludwigshafen überreicht, auf die Bezug 
genommen wird. 

Schließlich behaupten die Einspruchsführer, der Bund „Bayern- 
Pfalz“ sei in der Werbung für das Volksbegehren dadurch behin- 
dert gewesen, daß ihm eine Einsichtnahme in die Eintragungslisten 
während der Dauer des Volksbegehrens verweigert worden ist. Der 
Landesregierung des Landes Rheinland-Pfalz sowie anderen Außen- 
stehenden seien jedoch wiederholt Informationen über Zwischen- 
ergebnisse des Volksbegehrens zugegangen. 

Der Bundesminister des Innern und die Landesregierung des Landes 
Rheinland-Pfalz haben zu den Ausführungen der Einspruchsführer 
Stellung genommen. Die Landesregierung bestreitet, daß die Be- 
kanntmachung des Volksbegehrens im Regierungsbezirk Rheinland- 
Pfalz nicht in ortsüblicher Weise erfolgt sei. Auch könne keine Rede 
davon sein, daß die Zahl der Eintragungslokale nicht ausgereicht 
habe. Bei der zeitlich beträchtlichen Eintragungsfrist sei jedermann 
in der Lage gewesen, das Recht auf Teilnahme am Volksbegehren 
auszuüben. Auch sei die Lage der Eintragungslokale für jedermann 
erkennbar und feststellbar gewesen. 

Die Einspruchsführer haben zu allen Behauptungen Beweis ange- 
boten. Der Wahlprüfungsausschuß hatte in seiner Vorberatung vom 
4. Mai 1957 beschlossen, die Zeugen 

Gendarmeriehauptkommissar Heinridi Rösch, Pirmasens, 
Gendarmeriehauptkommissar Valentin Christmann, Frankenthal, 
Kunstmaler Peter Kennel, Kaiserslautem, 

Bundestagsabgeordnete Frau Luise Herklotz, 

Herrn Walter Kopp, Kaiserslautern, 

zu vernehmen. 

ln der Beweisaufnahme hat sich die Zeugin Herklotz auf ihr Zeug- 
nisverweigerungsredit als Abgeordnete des Deutschen Bundestages 


5 



berufen. Der Zeuge Kennel ist nicht erschienen. Dem Zeugern 
Christmann konnte die Ladung nidit in der Weise zugestellt wer-* 
den, daß er von ihr Kenntnis erhielt. Er ist deshalb zu dem Termin. 
des Wahlprüfungsausfdiusses nicht erschienen. 

Der Zeuge Rösdi, Kreisgendarm eriedief des Landkreises Pirmasens^ 
hat unter Berufung auf seinen Diensteid als Polizeibeamter ausge- 
sagt, an die Polizeibeamten sei keine Weisung ergangen, sidi an dem 
Volksbegehren nicht zu beteiligen. Auch er selbst habe an die ihm 
unterstellten Beamten weder schriftlich noch mündlich die Weisung^ 
erteilt, sich nicht in die Eintragungslisten einzuzeichnen. Wie bei 
jeder Wahl habe er zum Ausdruck gebracht, daß die Beamten im 
Dienst weder für noch gegen das Volksbegehren Propaganda 
machen dürften, in ihrem Stimmrecht aber keinen Einschränkungen 
unterliegen. Der Zeuge hat, hiernach befragt, ausdrücklich erklärt,, 
der Erlaß der Landesregierung vom 18. Oktober 1949 sei ihn; nicht 
bekannt. 

Der Zeuge Kopp hat ausgesagt, die Bekanntmachung des Volks- 
begehrens sei nicht in der sonst bei Wahlen üblichen Weise erfolgt. 
Die drei Eintragungslokale in Kaiserslautern seien von außen kaum 
merklich beschildert gewesen. Am letzten Tag des Volksbegehrens 
habe gegen Schluß der Eintragungsfrist ab 11 Uhr im Eintragungs- 
lokal „Statistisches Amt“ in Kaiserslautern ein derartiger Andrang 
geherrscht, daß etwa 20 bis 30 Personen das Haus verließen, ohne 
sich eingetragen zu haben. Für die letzte halbe Stunde bis 13 Uhr 
könne er allerdings keine Angaben machen. 

Es wird im übrigen auf die Schriftsätze der Beteiligten sowie auf 
den Inhalt der Akten des Wahiprüfungsausschusses Bezug ge- 
nommen. 

Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist form- und fristgerecht eingelegt worden, kann 
aber in der Sache keinen Erfolg haben. 

Soweit der Einspruch verfassungsrechtliche Mängel des Gesetzes 
nach Artikel 29 GG rügt, muß eine Prüfung unterbleiben. Es ist 
nicht Aufgabe des Wahlprüfungsverfahrens, das hier gemäß § 16 
Abs. 3 des Gesetzes nach Artikel 29 GG durchzuführen ist, verfas- 
sungsrechtliche Mängel des Gesetzes festzustellen. Derartige verfas- 
sungsrechtliche Mängel bestehen nach Auffassung der Einspruchs- 
führer in der Verletzung des Prinzips der Rechtsstaatlichkeit bei der 
Gestaltung des Volksbegehrens sowie in einer Verletzung des Arti-^ 
kels 29 Abs. 2 GG durch die gesetzliche Möglichkeit, zwei Volks- 
begehren im gleichen Gebiet zur gleichen Zeit durchzuführen. 

Der Bundestag bleibt bei der in verschiedenen Entscheidungen wäh- 
rend der ersten und der zweiten Wahlperiode entwickelten Auffas- 
sung, daß er im Wahlprüfungsverfahren nicht befugt ist, über die 
verfassungsrechtliche Gültigkeit des Wahlgesetzes zu entscheiden 
(vjil. Entscheidungen 1. Wahlperiode Drucksachen Nr. 2811, 
2812, 2813, 2914, 2816, 3156, 3157; 2. Wahlperiode Druck- 
sache 2195). In gleicher Weise ist der Bundestag nicht befugt, die 
Verfassungsmäßigkeit des Gesetzes nach Artikel 29 Abs. 2 bis 6 GG 
zu überprüfen. Der Bundestag sieht keine Veranlassung, von dieser^ 
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ständigen Auffassung abzuweidien. Es kann nicht der Sinn des 
Wahlprüfungsverfahrens sein, den Bundestag zu einer Entscheidung 
über die verfassungsrechtliche Zulässigkeit einer von ihm beschlos- 
senen gesetzlichen Regelung zu veranlassen. Zu einer solchen Ent- 
scheidung ist allein das Bundesverfassungsgericht berufen. 

Auch aus der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 
5. Mai 1952 — BvH 1/52 (BVerfGE Bd. 1 S. 209 [237']) ergeben 
sich keine rechtlichen Gesichtspunkte, die den Bundestag veranlas- 
sen könnten, diesen Standpunkt aufzugeben. Das Bundesverfas- 
sungsgericht bejaht zwar in dieser Entscheidung die Frage, ob im 
Rahmen der Wahlprüfung auch Verstöße des Wahlgesetzes gegen 
die Verfassung geprüft werden können, ohne jedoch seine Rechts- 
auffassung näher zu begründen und sich mit dem Rechtsstandpunkt 
des Bundestages auseinanderzusetzen. Der Bundestag kann deshalb 
seine Auffassung nicht als widerlegt ansehen. 

Die Ausführungen der Einspruchsführer über eine fehlerhafte 
Durchführung des Gesetzes nach Artikel 29 sowie über sonstige Un- 
regelmäßigkeiten können ebenfalls den Einspruch nicht hinreichend 
stützen. Es ist von den Einspruchsführern in keiner Weise dargelegt 
worden, daß bei einer völlig fehlerfreien Durchführung des Gesetzes 
nach Artikel 29 GG — die Fehlerhaftigkeit der Durchführung 
unterstellt — das Volksbegehren des Bundes „Bayern und Pfalz“ 
die erforderlichen 10 v.Fl. der Eintragungsbereditigten für die Ein- 
zeichnung in die Eintragungslisten gewonnen hätte. Flierauf muß 
es aber wesentlich ankommen. Nach der vom Wahlprüfungsgericht 
beim Deutschen Reichstag und vom Preußischen Wahlprüfungs- 
gericht für die Wahlprüfung ständig vertretenen Auffassung haben 
Verstöße gegen die Vorschriften des Wahlgesetzes oder sonstige 
Unregelmäßigkeiten des Wahlverfahrens die Ungültigkeit der Wahl 
immer nur dann zur Folge, wenn die Verstöße oder die Unregel- 
mäßigkeiten nach der allgemeinen Lebenserfahrung geeignet sind, 
das Wahlergebnis zu beeinflussen. Den gleidien Standpunkt haben 
das Bundesverfassungsgericht in seinem Besdiluß vom 21. Dezem- 
ber 1955 — 1 BvC 2/54 — sowie der Bundestag in ständiger Praxis 
während beider Wahlperioden eingenommen (Entscheidungen 
1. Wahlperiode Drucksachen Nr. 3202, 3295; 2. Wahlperiode Druck- 
sachen 513, 1321). Dieser Gesichtspunkt ist auch für die Prü- 

fung von Mängeln bei der Durchführung des Gesetzes nach Arti- 
kel 29 GG wesentlich. Danach sin4,j weder die Behauptungen der 
Einspruch sfübrer über unzureichende amtliche Bekanntmachung der 
Durdiführung des Volksbegehrens, die angeblich geringe Zahl der 
Eintragungslokale und ungünstige Eintragungsstunden noch die 
Ausführungen über nachträgliche Vorhaltungen gegenüber drei 
Ordensschwestern sowie das bevorzugte Anbieten der Eintragungs- 
listen des zweiten Volksbegehrens geeignet, das Vorbringen der 
Einspruchsführer als schlüssig erscheinen zu lassen. Es ist nicht er- 
sichtlich, daß das Volksbegehren des Bundes „Bayern und Pfalz“ die 
für den Erfolg des Volksbegehrens noch erforderlichen 2,4 v.H. der 
Eintragungsberechtigten (= 18 707 Eintragungen) hätte gewinnen 
können, zumal unbestritten die Antragsteller der Volksbegehren 
über deren Bedeutung und die Einzelheiten der Durchführung eine 
Intensive Werbung durchgeführt haben und die Dauer der Eintra- 
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gungsfrist allen eintragungswilligen Berechtigten die Eintragung 
ermöglicht hat. 

Im übrigen kann es dahingestellt bleiben, ob es Mängel bei einer 
Abstimmung oder einem Volksbegehren gibt, die auch dann zur 
Nichtigkeit des Volksbegehrens führen, wenn diese Mängel das Er- 
gebnis nicht nachweisbar beeinflußt haben. Ein solcher Mangel, der 
in jedem Fall beachtlich ist, könnte möglicherweise dann vor- 
liegen, wenn alle Beamten oder Gruppen von Beamten durch 
Weisungen ihrer Vorgesetzten in der freien Betätigung des staats- 
bürgerlichen Rechtes auf Teilnahme an einem Volksbegehren be- 
hindert worden wären. Zu dieser grundsätzlichen Frage braucht 
jedoch nicht Stellung genommen zu werden. Die Ausführungen der 
Einspruchsführer, das Recht der Eintragungsberechtigten zur freien 
Entscheidung über die Teilnahme am Volksbegehren sei durch den 
Erlaß der Rheinland-Pfälzischen Landesregierung vom 18. Oktober 
1949 und den Erlaß des Kultusministers vom 16. April 1956 be- 
einträchtigt worden, hält der Bundestag für unsubstantiiert und 
nicht überzeugend. Die Beweisaufnahme hat durch die Aussage des 
Leiters der Gendarmerie im Landkreis Pirmasens, Gendarmerie- 
hauptkommissar Fieinrich Rösch, ergeben, daß diesem Beamten, der 
eine leitende Stellung in der Polizciverwaltung innehat und deshalb 
alle wesentlichen Erlasse der Landesregierung kennen muß, der erst- 
genannte Erlaß nidit bekannt war. Im übrigen läßt der Erlaß des 
Kultusministers vom 16. April 1956 nach seinem eindeutigen Wort- 
laut keine Beeinflussung für oder gegen das Volksbegehren des 
Bundes „Bayern und Pfalz'' erkennen. 

Audi ist nach der Aussage des Zeugen Rösdi die Behauptung der 
Einspruchsiührer als nicht erwiesen anzusehen, an die Beamten der 
Gendarmerie sei eine Weisung des Inhalts ergangen, sich am Volks- 
begehren nidit zu beteiligen. 

Der Einspruch ist deshalb zurückzuweisen. 

Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß ist gemäß § 48 des Gesetzes über das Bundes- 
verfassungsgericht vom 12. März 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 243) das 
Rechtsmittel der Beschwerde an das Bundesverfassungsgericht bin- 
nen einem Monat nach Erlaß dieses Beschlusses unter den im § 48 
des Bundesverfassungsgeriditsgesetzes angegebenen Vorausetzungen 
zulässig. 



